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DER REKTOR 
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PLATZ 50923 KÖLN 

30. SEPTEMBER 2020Erscheinungsdatum:  

Rügeobliegenheit:
Gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz-HG NRW) kann nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser
Ordnung die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes oder
des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der Hochschule nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,
1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gegeben worden,
2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher
beanstandet,
3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder
4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des
Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden.
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Dritte Ordnung zur Änderung der Gemeinsamen Prüfungsordnung 

der Universität zu Köln für den Studiengang Master of Education, 

Wirtschaftspädagogik/Lehramt an Berufskollegs 

vom 28. September 2020 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des Hochschulzukunfts-
gesetzes (HZG NRW) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes zur konsequenten und solidarischen Bewältigung der COVID-19-
Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die 
Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), sowie des Gesetzes 
über die Ausbildung für Lehrämter an öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz – LABG) 
vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 312a), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur 
Sicherung von Schul- und Bildungslaufbahnen im Jahr 2020 (Bildungssicherungsgesetz) vom 
30. April 2020 (GV. NRW. S. 404), sowie der Verordnung über den Zugang zum nordrhein-
westfälischen Vorbereitungsdienst für Lehrämter an Schulen und Voraussetzungen 
bundesweiter Mobilität (Lehramtszugangsverordnung – LZV) vom 25. April 2016 (GV. NRW. 
S. 211) erlässt die Universität zu Köln folgende Ordnung: 

Artikel I 

Die Gemeinsame Prüfungsordnung der Universität zu Köln für den Studiengang Master 
of Education, Wirtschaftspädagogik/Lehramt an Berufskollegs vom 9. März 2017 (Amtliche 
Mitteilungen 38/2017), zuletzt geändert durch Ordnung vom 3. Juli 2019 (Amtliche Mitteilungen 
54/2019), wird wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) 1Vor der Zulassung zu einer Modulprüfung wird überprüft, ob Prüfungsanspruch 
besteht. 2Die Zulassung zu und das Ablegen einer Modulprüfung ist zu gewähren, wenn die 
Prüfungskandidatin oder der Prüfungskandidat an der Universität zu Köln immatrikuliert oder 
als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist, sich fristgerecht gemäß Absatz 4 zu der 
jeweiligen Modulprüfung gemeldet hat und gegebenenfalls weitere Voraussetzungen gemäß 
Absatz 2 erfüllt und kein Versagungsgrund gemäß Absatz 3 vorliegt. 3Bei Studium eines der 
Unterrichtsfächer Musik oder Sport ist zusätzlich die Einschreibung an der Hochschule für 
Musik und Tanz Köln bzw. die Einschreibung an der Deutschen Sporthochschule Köln 
erforderlich." 
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b) Nach Absatz 8 wird als Absatz 9 angefügt:

"(9) 1In Wahlpflichtmodulen erfolgt die Festlegung auf das jeweilige Modul durch die 
erstmalige Ablegung einer Prüfung in diesem Modul, in Wahlpflichtmodulen mit mehreren 
Prüfungselementen nach der erstmaligen Ablegung sämtlicher Prüfungselemente; auch durch 
ein Säumnis nach § 18 Absatz 2 wird diese Festlegung nicht aufgehoben. 2Nach erfolgloser 
Ablegung einer Prüfung im Sinne von Absatz 1 ist einmalig ein Wechsel eines 
Wahlpflichtmoduls innerhalb derselben Gruppe von Wahlpflichtmodulen gemäß den 
Fachspezifischen Anhängen 1 bis 24b auf Antrag an die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 
des gemäß § 24 Absatz 2 bis 8 zuständigen Fachprüfungsausschusses möglich. Nach dem 
erfolglosen Ablegen aller Prüfungsversuche in einem Modul ist ein Wechsel des Moduls nicht 
mehr möglich." 

2. § 19 wird wie folgt geändert: 

"§ 19 

Nachteilsausgleich und Schutzbestimmungen 

(1) Die besonderen Belange von Studierenden mit Behinderungen, chronischen oder 
psychischen Erkrankungen und Studierenden, die den mutterschutzrechtlichen 
Bestimmungen unterliegen, sind zur Wahrnehmung ihrer Chancengleichheit zu 
berücksichtigen.  

(2) 1Macht eine Prüfungskandidatin oder ein Prüfungskandidat glaubhaft, dass sie oder 
er wegen länger andauernder oder ständiger Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage 
ist, an einer Modulprüfung in der vorgesehenen Form oder in dem vorgesehenen Umfang 
teilzunehmen, wird ihr oder ihm auf schriftlichen Antrag an die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Gemeinsamen Prüfungsausschusses ein Nachteilsausgleich gewährt. 
2Dazu kann die Vorlage eines fachärztlichen Zeugnisses verlangt werden. 3Dies gilt 
entsprechend im Hinblick auf Fristen und Termine sowie Teilnahmeverpflichtungen an 
Lehrveranstaltungen sowie zu erbringenden Studienleistungen. 4Über einen möglichen 
Nachteilsausgleich entscheidet die oder der Vorsitzende des Gemeinsamen 
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit den Vorsitzenden der gemäß § 24 Absatz 2 bis 8 
am Studiengang der oder des betreffenden Studierenden beteiligten 
Fachprüfungsausschüsse. 

(3) 1Die Inanspruchnahme der Schutzbestimmungen entsprechend den 
mutterschutzrechtlichen Bestimmungen sowie entsprechend den Fristen des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der jeweils geltenden Fassung werden auf Antrag 
ermöglicht; eine Ablegung von Modulprüfungen ist in diesen Fällen trotz Beurlaubung möglich. 
2Macht eine Prüfungskandidatin glaubhaft, dass sie aufgrund der mutterschutzrechtlichen 
Bestimmungen an einer Modulprüfung nicht in der vorgesehenen Form oder in dem 
vorgesehenen Umfang teilnehmen kann, wird ihr auf schriftlichen Antrag an die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden des gemäß § 24 Absatz 1 bis 8 zuständigen Prüfungsausschusses ein 
Nachteilsausgleich gewährt. 3Dazu kann die Vorlage eines fachärztlichen Zeugnisses verlangt 
werden. 4Dies gilt entsprechend im Hinblick auf Fristen und Termine sowie 
Teilnahmeverpflichtungen an Lehrveranstaltungen sowie zu erbringenden Studienleistungen. 
5Der Antrag ist unverzüglich nach Eintreten der Voraussetzungen zu stellen.  
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(4) 1Besondere Belange, die durch die Pflege- oder Versorgungsbedürftigkeit der 
Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen 
Lebenspartners, einer oder eines in gerader Linie Verwandten beziehungsweise einer oder 
eines im ersten Grad Verschwägerten sind angemessen zu berücksichtigen, insbesondere im 
Hinblick auf Fristen und Termine sowie Teilnahmeverpflichtungen an Lehrveranstaltungen. 
2Der Antrag ist unverzüglich nach Eintreten der Voraussetzungen zu stellen.  

(5) 1Die Anträge gemäß Absatz 1 bis 4 sind durch die Prüfungskandidatin oder den 

Prüfungskandidaten unter Führung geeigneter Nachweise umfassend zu begründen. 2Anträge 
sind in einem angemessenen Zeitraum vor der Erbringung der Leistung im Falle von Absatz 2 
bei der oder dem Vorsitzenden des Gemeinsamen Prüfungsausschusses bzw. im Falle von 
Absatz 3 und 4 bei der oder dem Vorsitzenden des gemäß § 24 Absatz 1 bis 8 zuständigen 
Prüfungsausschusses zu stellen. 3Soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- oder 
Behinderungsbildes zu rechnen ist, soll sich der Nachteilsausgleich auf alle im Verlauf des 
Studiums abzuleistenden Prüfungen sowie den Erwerb von Teilnahmevoraussetzungen 
erstrecken." 

3. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung

"(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsleistung in Form einer selbstständig verfassten 
Arbeit, die zeigen soll, dass die Prüfungskandidatin oder der Prüfungskandidat dazu in der 
Lage ist, ein thematisch begrenztes Problem aus dem Gegenstandsbereich des Studiums mit 
den erforderlichen Methoden in einem festgelegten Zeitraum wissenschaftlich zu bearbeiten 
und zu reflektieren. 2Bei der Anmeldung der Masterarbeit legt sich die Prüfungskandidatin oder 
der Prüfungskandidat auf einen Studienbereich fest, in dem die Masterarbeit angefertigt wird; 
im Falle der Wiederholung der Masterarbeit ist ein Wechsel des Studienbereichs 
ausgeschlossen. 3Im Rahmen der Festlegung auf einen Studienbereich sind 
studienbereichsübergreifende Themenstellungen möglich. 4Die Masterarbeit kann in jedem 
Studienbereich außer in den Praxisphasen angefertigt werden." 

b) Absatz 9 erhält folgende Fassung:

"(9) 1Die Masterarbeit ist fristgerecht in elektronischer Form (ausschließlich PDF/A) – im 
Gemeinsamen Prüfungsamt für Lehramtsstudiengänge einzureichen; der Abgabetag ist 
aktenkundig zu machen. Für die Wahrung der Frist ist das Datum der Einreichung der 
elektronischen Form maßgeblich. 2Wird die Masterarbeit nicht fristgerecht eingereicht, gilt sie 
als mit „mangelhaft (5,0)“ bewertet. 3Auf Verlangen der Prüferin oder des Prüfers ist bei dieser 
oder diesem zu Begutachtungszwecken zusätzlich eine mit der elektronischen Version 
identische Papierversion abzugeben; die Übereinstimmung der Papierversion mit der 
elektronischen Version der Masterarbeit ist von der oder dem Studierenden eidesstattlich zu 
versichern. 4Die Papierversion dient ausschließlich Begutachtungszwecken und ist nicht 
Bestandteil der Prüfungsakte." 

4. § 25 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) 1Die beziehungsweise der Vorsitzende des Gemeinsamen Prüfungsausschusses 
bestellt im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Fachprüfungsausschusses, in 


